
Art. 5 Politische Grundlagen

unschädlich, da die Verfassung beide Begriffe synonym verwendet (s. Rz. 4 zu Art. 2). Of­
fenbar wird hier der Begriff »Bürger« verwendet, weil hier nicht die Stellung des einzelnen 
in der in Klassen strukturierten Gesellschaft im Vordergrund steht, sondern seine Stellung 
als Gleichberechtigter und Gleichverpflichteter in der Gemeinschaft (s. Rz. 29-33 zu 
Art. 3).

3 b) Die Bürger üben ihre Macht nicht unmittelbar aus. Es bestehen für die Machtaus­
übung staatliche Organe, die Volksvertretungen. Diese sind:
(1) die Volkskammer als das oberste staatliche Machtorgan der DDR (Art. 48 Abs. 1

S. 1),
(2) die örtlichen Volksvertretungen als die Organe der Staatsmacht in den Bezirken, 

Kreisen, Städten, Stadtbezirken, Gemeinden und Gemeindeverbänden (Art. 81 
Abs. 1). Diese werden in der Verfassung nicht namentlich aufgeführt. Es sind diese 
seit 1952: die Bezirkstage, die Kreistage, die Stadtverordnetenversammlungen, die 
Stadtbezirksversammlungen, die Gemeindevertretungen.

Im Ostsektor von Berlin hat die Stadverordnetenversammlung die Funktion eines Be­
zirkstages. In den neun Stadtbezirken bestehen Stadtbezirksversammlungen.

Die Formulierung des Art. 5 Abs. 2 könnte zur Annahme führen, daß die Macht nur 
durch die Volksvertretungen ausgeübt werden dürfte. Damit wären die Elemente der un­
mittelbaren Demokratie völlig aus der Verfassung verbannt. Das ist zwar nicht ganz der 
Fall. Die plebiszitäre Komponente ist indessen nur schwach entwickelt. Die Verfassung 
von 1968/1974 kennt als Verfahren über Gesetzesbeschlüsse das Volksbegehren und den 
Volksentscheid im Gegensatz zur Verfassung von 1949 (Art. 81, 87) nicht. Die Bürger 
sind also nicht in der Lage, ein Verfahren über einen Gesetzesbeschluß in Gang zu setzen. 
Nur die Volkskammer kann nach Art. 53 die Durchführung von Volksabstimmungen be­
schließen, deren Gegenstand nicht näher bezeichnet ist, die also sowohl über einen Geset­
zesbeschluß gehen, als auch eine »allgemeine Volksbefragung« im Sinne des Art. 106 der 
Verfassung von 1949 sein können, die vorzunehmen nach dem genannten Artikel der 
Staatsrat die Kompetenz hatte. Nur wenn die Volkskammer es für angebracht hält, wird 
die Gesamtheit der Bürger also zu einer Entscheidung aufgerufen. In einer monistisch or­
ganisierten Gesellschaft, in der sich alle Kommunikationsmittel in den Händen der Herr­
schenden befinden, kann ein solcher Vorgang nur den Charakter einer Akklamation haben. 
Die bisherigen Erfahrungen bestätigen das (s. Erl. zu Art. 53). Eine unmittelbare Macht­
ausübung durch das Volk ist in einem derartigen Vorgang nicht zu erblicken. Nur in for­
meller Hinsicht liegt in ihm ein schwaches plebiszitäres Element. Ob auch in den Territo­
rien der DDR Volksabstimmungen stattfmden können, ist aus der Verfassung unmittel­
bar nicht zu entnehmen. Auch bestehen dafür zur Zeit keine gesetzlichen Möglichkeiten. 
Die Verfassung verbietet sie aber nicht.

Eine ebenfalls nur schwache Entwicklung der plebiszitären Komponente ist die Beteili­
gung der Bürger an der Arbeit der Volksvertretungen (s. Rz. 33-41 zu Art. 5).

4 c) In der marxistisch-leninistischen Staatstheorie wird die Zurückdrängung der ple­
biszitären Komponente im Entscheidungsprozeß, die weit darüber hinausgeht, was ein 
Großflächengemeinwesen mit einer nach Millionen zählenden Bevölkerung erfordert, des­
wegen als tragbar empfunden, weil die Volksvertretungen nicht als Repräsentativorgane 
mit eigenem Willen gedacht sind (s. Rz. 10-12 zu Art. 5).
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